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Aufruf des Evangelischen Arbeitskreises
zur Bundestagswahl am 6. März 1983

Die Bundestagswahl vom 6. März 1983 entscheidet nach unserer Überzeugung
auf Jahre hinaus über die Zukunft der Bundesrepublik Deutschland. Die Fragen, vor
denen unser Volk heute steht, sind schon als Sachprobleme außerordentlich schwierig.
Hinter ihnen verbergen sich aber zugleich ethische Grundsatzfragen, die tief in das
reformatorische Staats- und Gesellschaftsverständnis eingreifen.

- In der Friedens- und Sicherheitspolitik geht es am 6. März 1983 um die Frage,
ob wir unseren Kindern eine Welt schaffen wollen, die nicht in Überrüstung erstarrt
und doch vor dem ungebrochenen Imperialismus der kommunistischen Ideologie
sicher ist.

— In der Finanzpolitik geht es darum, ob wir die Kraft zu bescheidenerem Wohlstand
und geringeren Staatsleistungen aufbringen, damit die nach uns kommende
Generation die Chance ihres eigenen Wohlstandes und ihrer eigenen Gestaltung
der Welt behält.

— In der Arbeitsmarktpolitik ist zu entscheiden, ob der neue Klassengegensatz
zwischen den Arbeitslosen und den Besitzern von Arbeit durch eine bessere
Wirtschaftspolitik und durch neue, solidarische Formen des Arbeitslebens aufge-
hoben werden kann.

— In der Gesellschaftspolitik kommt es darauf an, daß an die Stelle des bedingungs-
losen Glaubens an staatliche Normen und Leistungen so weit wie möglich
wieder die Nächstenliebe freier und verantwortlicher Menschen treten kann.

Diese Entscheidungen sind ohne das Vertrauen und die tätige Mithilfe gerade der
evangelischen Mitbürger nicht zu treffen und erst recht nicht zu verwirklichen.

Wir bitten daher die evangelischen Bürger:
Geben sie am 6. März 1983 der CDU/CSU ihre Stimme.

Die CDU/CSU steht für eine Zukunft des Friedens und der Solidarität in Freiheit.



Ethisch-religiöse Perspektiven polizeilichen Handelns
Roman Herzog

In einer Zeit, in der viele unserer
Bürger, namentlich die jüngeren,
„verunsichert" sind, scheint es mir
besonders wichtig, einige Grund-
positionen darzustellen, auf denen
polizeiliches Handeln seinen
ethisch-religiösen Halt findet. Diese
Verunsicherung bezieht sich auf die
Lösung der großen existenziellen
Fragen unserer Tage, die manchen,
die sich im Besitz einer absoluten
Wahrheit wähnen, „nicht konsens-
fähig" erscheinen und die doch
dringend der Kompromißfähigkeit
aller bedürfen.

Polizei zwischen Baum und Borke?

Sie bezieht sich aber auch auf
unseren Staat und seine Ordnung.
Man ist nicht mehr durchgehend
einig, was ihn fördert und zusam-
menhält. Wir beklagen ein zuweilen
nebulöses Rechtsbewußtsein und
eine mangelnde ethische Veranke-
rung unserer Rechts- und Wertord-
nung in Teilen unserer Bevölke-
rung. Es wird von manchen schon
verkannt, daß die Meinungsbildung
und Entscheidung durch Mehrheits-
beschlüsse zu den wichtigen und
unverzichtbaren Funktionsstruktu-
ren einer Demokratie gehören. Es
wird vom Widerstandsrecht gegen
politische Entscheidungen gespro-
chen, es wird zum Teil hingenom-
men, daß Gewalt gegen Sachen als
„begrenzte Regelverletzung" zum
Mittel der politischen Auseinander-
setzung gemacht wird, und ganz
selbstverständlich wird davon aus-
gegangen, daß „gewaltfreie" De-
monstrationen immer zugleich auch
schon rechtmäßig seien. Es wird
der Eindruck erweckt, die Polizei
auf der einen und die Demonstran-
ten auf der anderen Seite handel-
ten von gleichberechtigten und
gleichwertigen Positionen aus.

Ehrliche Erleichterung führt bei
der Berichterstattung über eine
Großdemonstration, bei der z. B. 100
Polizeibeamte verletzt worden sind,
die Feder, weil offenbar die Tole-
ranz gegenüber der Gewalt und die

innere Bereitschaft, sie hinzuneh-
men, so groß geworden sind, daß
auch eine Hundertschaft verletzter
Polizeibeamter noch als quantitö
negligeable gilt. Von einigen Kan-
zeln wird die Wiederherstellung des
Rechts durch die Polizei als eine
der christlichen Moral widerspre-
chende Maßnahme dargestellt.
Rechtsbrecher vertrauen mit großer
Selbstverständlichkeit darauf, daß
der Rechtsstaat die Polizei nur
defensiv einsetzt. „Der Respekt vor
einer Hundertschaft Polizei ist oft
geringer als vor einem Polizeihund,
weil feststeht, daß dieser das
Grundgesetz nicht gelesen hat" (so
sarkastisch Manfred Rommel).

Die Polizei in der Vielfalt ihres
Handelns steht mitten im — ganz
natürlichen — Spannungsfeld zwi-
schen Gesellschaft und Staat, da,
wo die Konflikte am sichtbarsten
ausgetragen werden, sitzt sozu-
sagen zwischen Baum und Borke.
Auch sie ist zuweilen „verunsichert",
sucht und braucht ihre Bezugs-
punkte, wenn sie ihren Auftrag als
Instrument unseres Staates richtig
und gerecht erfüllen will.

Dieser Staat, der eine Friedens-
einheit, Entscheidungseinheit und
Machteinheit ist, stellt sich in sei-
nen Zwecken als ein sittlicher Staat
dar. Die Aufgaben und Funktionen,
die er wahrzunehmen hat und wahr-
nimmt, sind nicht losgelöst von sitt-
lichen Bezügen, sondern haben
eine ethisch-christliche Fundierung.

Die ethische Begründung
des Staates

Der Staat ist erdacht und ge-
schaffen worden, um fundamentale
menschliche Lebenszwecke zu ver-
wirklichen und zu sichern: Frieden,
Sicherheit des Lebens und des
Rechts, Freiheit, Ermöglichung von
Wohlfahrt und Kultur. Diese Zwecke
machen das geistige Prinzip des
Staates aus, begründen seine Ethik
und Vernünftigkeit.

Auch seine staatliche Gewalt,
sein nur ihm zustehendes Recht,
innerhalb seines Gebietes Gewalt
anzuwenden, ist ethisch und reli-
giös vielfach begründet und ge-
rechtfertigt worden (die aristote-
lische, die katholische, die prote-
stantische, die demokratische, die
liberale und die marxistische Recht-
fertigung).

Aus der Gegensätzlichkeit ihrer
Interessen ist unsere Gesellschaft
freilich konfliktbeladen und daher
einer Konfliktlösung, einer Frie-
densordnung, bedürftig. Diesem
groben Menschen- und Gesell-
schaftsbild trägt unsere verfaßte
Rechtsordnung Rechnung, indem
sie den im letzten Halbjahrtausend
gewonnenen Erkenntnissen und
christlichen Überzeugungen folgt.

Unser Grundgesetz ist — wie es
in der Präambel heißt — in der Ver-
antwortung vor Gott und den Men-
schen geschaffen worden. Es erhebt
die Achtung der Menschenwürde,
die Selbstverantwortung des Men-
schen und seine persönliche Frei-
heit zum höchsten Prinzip und zurrt
Schutzobjekt staatlichen Handelns,
und beruht damit letztlich auf reli-
giösen, sprich: christlichen Ober-
zeugungen. Unser Strafrechts-
system ist die verfeinerte Umset-
zung der christlichen Zehn Gebote
und Ausdruck der Einsicht, „daß
wir zwar dafür halten, daß der
Mensch gerecht werde ohne Ge-
setzeswerke, allein durch den Glau-
ben" (Römer 3,28), aber auch, „daß
kein Mensch so gerecht sei auf
Erden, daß er nur Gutes tue und
nicht sündige" (Prediger 7,20).

Unsere demokratische Rechts-
ordnung ist eine freiheitliche Ord-
nung, in der der Staat Freiheit und
Ordnung in einem ausgewogenen
Verhältnis zueinander schützt. Hier
hat der Staat die Ordnung um der
Freiheit seiner Bürger willen zu
schützen, aber gleichzeitig ist sein-
Ordnungszweck durch die von ihm
zu respektierende Freiheit der Bür-
ger beschränkt.

Um das Recht des Stärkeren aus-
zuschließen, den Schwächeren zu



schützen, räumt er keiner nicht-
staatlichen Einrichtung das Recht
auf Gewalt ein und muß er dem ge-
setzten Recht Geltung verschaffen.
Wird es in Frage gestellt, so wird
der Schwächere rechtlos. Niemand
mehr als er braucht das Gesetz.
Kann der Staat aber dem Recht
nicht zur Geltung verhelfen, weil es
ihm an Macht fehlt, da setzt Staats-
verfall ein. Kann er die öffentliche
Sicherheit gegen organisierte
Rechtsbrecher nicht aufrechterhal-
ten, dann zwingt er seine Bürger
zur Selbsthilfe und schafft dadurch
Rechtsunsicherheit und Staatsver-
achtung. Der Bürger hat als Äqui-
valent für seinen Gewaltverzicht
einen moralischen Anspruch auf
Rechtsverschaffung durch den
Staat.

Polizei zwischen Legitimität
und Legalität?

Nun darf natürlich nicht über-
sehen werden, daß das geltende
Recht stets geronnene Politik und
damit Irrtümern unterworfen ist. Es
ist auch nicht zu übersehen, daß
zwischen Legalität und Legitimität
Spannungen entstehen können.
Das Recht hat sich den sich fort-
entwickelnden Bedürfnissen unse-
rer Gesellschaft anzupassen, wenn
es seine Friedensfunktion bewahren
soll. Aber der Streit um die Legiti-
mität einer Norm und der aus ihr
folgenden Maßnahme darf nur auf
legale Weise ausgetragen werden.
Wenn ein Gesetz nicht mehr zeit-
gemäß ist, „wenn Recht zum Un-
recht wird", wie ein AKW-Gegner-
Slogan lautet, wird nicht „Wider-
stand zur Pflicht". Da kann man
sich nicht dagegen erheben, son-
dern muß es auf den dafür vorge-
sehenen Wegen zu ändern ver-
suchen. Wer die Vorläufigkeit von
Rechtssätzen anerkennt, wird weder
die Ordnung um ihrer selbst willen
durchsetzen, noch auf konkreten
Gesetzesgehorsam verzichten, weil
das eine wie das andere notwendig
zum größeren Unrecht führt.

Unsere Polizei hat die Aufgabe,
dem gesetzten Recht Geltung zu
verschaffen. Sie übt das" staatliche
Gewaltmonopol in der Form des
unmittelbaren Zwanges aus; sie ist
insoweit natürlich unabstreitbar ein
Symbol der Staatsmacht. Mit ihr
demonstriert der Staat, daß es für

den Bürger nur ein tolerables Maß
an Konfliktsaustragungsaktivität ge-
ben darf.

Die Polizei findet sich im Vollzug
ihres Auftrages in einer sowohl
ethisch als auch religiös wohlbe-
gründeten Rolle als Friedenshüter.

Indem sie die öffentliche Sicher-
heit und Ordnung aufrecht erhält,
gewährleistet sie eines „der natür-
lichsten und unabweisbaren Rechte
der Menschen", wie es in der Er-
klärung der Menschen- und Bürger-
rechte von 1789 heißt, schützt sie
das Recht auf Freiheit und Sicher-
heit der Person, garantiert sie die
Freiheit vor Furcht (.. .*).

Grundlage des polizeilichen Han-
delns sind — und dürfen nur sein —
die vom Staat sanktionierten Spiel-
regeln: das Grundgesetz, die Ge-
setze, die Verordnungen. Die Ge-
meinschaft gibt sich diese Regeln,
die Polizei setzt sie durch. Sie hat
die Legalität zu beachten und nicht
nach der Legitimität zu fragen. Sie
kann in unserem Staate grundsätz-
lich davon ausgehen, daß die Ge-
setze legitimiert und sittlich fundiert
sind.

Die Polizei darf für keine politi-
sche Gruppierung Partei ergreifen;
sie ist ruhender Pol. Sie identifiziert
sich nicht mit dem angegriffenen
Phänomen, es sei denn, es handele
sich um die Identifikation mit unse-
rer Grundordnung und den Wert-
entscheidungen dieser Grundord-
nung. Das ist ihr Codex. Insoweit
muß ihr auch Verfassungstreue vor
Regierungstreue gehen.

Die Rolle der Polizei

Die Polizei macht keine Politik.
Sie kann keine gesellschaftlichen
Konflikte lösen. Sie kann und darf
nicht aus politischen Gründen ent-
scheiden, ob es opportun ist, dem
Recht zur Geltung zu verhelfen oder
nicht.

Aber kein Einsatz für offene Miß-
stände, ohne Sicherheit der Abhilfe!
Dem Polizeibeamten weist sein Auf-
trag eine Rolle mit vielerlei Gesich-
tern und unterschiedlicher öffent-

*) Artikel 5 der europäischen Konvention zum
Schutz der Menschenrechte, Artikel 3 der
allgemeinen Erklärung der Menschenrechte
der Vereinten Nationen, Rooseveit: die vier
Freiheiten, 1942.

licher und individueller Akzeptanz
zu,
— die Rolle des Freundes und Hel-

fers in der Gefahrenabwehr bei
Unglücksfällen und Katastrophen,
wo die Polizei häufig in der Rolle
des ersten Helfenden auftritt,
eine Rolle, die unumstritten ist
und die volle Akzeptanz bei allen
findet, (höchstens nicht bei Neu-
gierigen)

- die Rolle des Beschützers im
unmittelbaren Schutz der Bürger
vor Unrecht und Gewalt,

- die Rolle des Strafverfolgers, der
in die Rechte anderer Menschen
eingreifen muß, um dem Gesetz
Geltung zu verschaffen,

- die Rolle des Freiheitshüters, in-
dem er die Ausübung der Grund-
rechte gewährleistet und die ver-
fassungsmäßige Ordnung gegen
rechtswidrige Angriffe schützt,

— die Rolle des Friedenstifters bei
der unfriedlichen Austragung ge-
sellschaftlicher Konflikte, wo er
als Vertreter des staatlichen
Machtpotentials dem Recht Gel-
tung zu verschaffen hat.

In der letztgenannten Rolle ist
der Polizeibeamte als Mensch und
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Bürger, der in unserer Zeit und un-
serer Gesellschaft lebt, ihre Nöte,
Erwartungen und Lasten teilt, be-
sonders dann im Innersten tangiert,
wenn seine beruflichen Pflichten
und seine politische Einstellung
sich widersprechen. Nur mit der
Einsicht in die sittlich-religiöse Ver-
ankerung unseres Rechts kann er
Kernkraftgegner sein und zugleich
seinen Auftrag erfüllen, ein Atom-
kraftwerk zu schützen; kann er ge-
gen die Zerstörung der Umwelt sein
und zugleich der rechtmäßigen Ent-
scheidung zum Bau eines Flug-
hafens durch seinen Einsatz zur
Umsetzung verhelfen.

Der Polizeibeamte muß in seinem
Handeln häufig in die Rechte ande-
rer, zum Teil recht massiv, eingrei-
fen, er muß — nur ein Beispiel —
möglicherweise den Geiselnehmer
schwer verletzen oder töten, um
das Leben der Geisel zu retten. Der
hierin liegende innere Konflikt ist
nur ertragbar und überwindbar,
wenn der Polizeibeamte sich seiner
sittlichen Pflicht, Unrecht abzuweh-
ren und dem Schwächeren zu hel-
fen, ebenso sicher ist, wie der dar-

aus resultierenden sittlichen Recht-
fertigung und der Erwartung der
Gnade vor dem Herrn.

Kirche und Politik haben
Verantwortung für die Polizei

Kirche und Politik können und
müssen deutlich machen, daß unser
demokratischer Rechtsstaat ein sitt-
lich begründeter Staat, aber auch
ein sehr mühsames Gebilde ist, in
dem man oft Jahre für die Durch-
setzung politischer Ziele ringen
muß.

Die Kirche kann unsere Polizei-
beamten bestärken, indem sie,
durchaus politisch Stellung bezie-
hend, auch unmißverständlich sagt,
daß der Widerstand gegen politi-
sche Entscheidungen nur in den
rechtsstaatlichen Formen zu akzep-
tieren ist; indem sie, als gleichzei-
tig politische Kraft und unabhän-
gige Instanz auch Verständnis für
jene weckt, denen es obliegt, kon-
fliktträchtige Entscheidungen zu

treffen, und für jene, die sie durch-
zusetzen haben.

Die Politik muß das ihre tun, das
Recht so fortzuentwickeln, daß es
den sich wandelnden Bedürfnissen
unserer Gesellschaft gerecht wird,
daß es nicht zur Plage, zum Unrecht
wird und damit die in Konflikt stürzt,
die es anzuwenden und zu schützen
haben. Sittliche und christliche Po-
litik muß die Konfliktlösung durch
Konsens, nicht durch staatliche
Machtausübung suchen. Sie umfaßt
auch das ständige Bemühen, Min-
derheiten anzuhören, ihnen das
Gefühl zu nehmen, stets den kürze-
ren zu ziehen, bei der kritischen,
suchenden Jugend kein permanen-
tes Ohnmachtsgefühl aufkommen
zu lassen, das schließlich zur Resig-
nation oder gar zur Gegnerschaft
zu unserem Staat führt.

Hoffen wir, daß es uns gelingt,
stets neue politische Gestaltungs-
kraft und sittliche Oberzeugungs-
kraft aufzubringen, um unsere Pro-
bleme und Konflikte so lösen zu
können, daß sie nicht in polizei-
lichem Handeln enden müssen und
die Polizei die Last zu tragen hat.

Aus unserer Arbeit

„Schulen machen Kinder unzufrieden"

Pinneberg: „Bestehen unsere Kinder
die Zukunft?" Antwort auf diese Frage
gab die Tiefenpsychologin und Wissen-
schaftsautorin Christa Meves, die auf
Einladung des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU im Kreisverband Pinne-
berg vor rund 230 Gästen in der Mehr-
zweckhalle am Rübekamp referierte.

Christa Meves, deren Bücher eine
Gesamtauflage von rund drei Millionen
Exemplaren erreicht haben, sieht „eine
zielgerichtete Unterwanderung der Ju-
gendlichen" in den staatlichen Bildungs-
anstalten. In unseren Schulen wird nach
Ansicht der Wissenschaftlerin die sich
selbst als parteilos bezeichnet, die be-
stehende Gesellschaftsordnung zuneh-
mend in Frage gestellt, um das Wunsch-
bild einer kollektivistischen Gesell-
schaftsordnung zu predigen. „Durch
pervertierte Bildungsinhalte werden un-
sere Jugendlichen systematisch unzu-
frieden gemacht", analysierte die Psy-

chologin, „um sie als willige Werkzeuge
des gesellschaftlichen Umbruchs zu
mißbrauchen."

Hierzu versuche die staatliche Bil-
dungspolitik einen Keil zwischen Kind
und Elternhaus zu treiben, indem sie
„die überscharfe Brille der Pubertät
durch eine verletzende Kampagne ver-
stärkt". „Der Teufel ist nie unzeitge-
mäß", rief Christa Meves unter lautem
Beifall ihrem Publikum zu.

So werde die Jugend zu verfrühter
Sexualität erzogen, die ihren natürli-
chen Bedürfnissen nicht entspreche, um
sie auf diese Weise zu einem „aggres-
siven Potential der Gesellschaft" zu
prägen, meinte Christa Meves. Erste
Folgen dieser Erziehung seien bereits
heute feststellbar, meinte die Wissen-
schaftlerin: „Nach 15 Jahren der Früh-
geschlechtlichkeit haben wir eine Zu-
nahme des Gebärmutterkrebses um 50
Prozent festgestellt."

Heutige Strömungen wie „No Future"
und „Null Bock auf nichts" seien „eine
konsequente Ausprägung der Verteufe-

lung von Leistung und Gewinnstreben
in staatlichen Bildungshorten", teilte
Christa Meves mit. „Die Kinder sind
von einer dumpfen Unzufriedenheit",
berichtete sie aus ihrer täglichen Arbeit
mit Jugendlichen. „Dahinter steckt ein
Menschenbild ohne Gott, das auf dem
Boden des Neides entstanden ist."

Die heutigen Phänomene unter den
Jugendlichen seien vorhersehbar gewe-
sen, meinte die Referentin. Sie selbst
habe seit 1969 immer wieder vor diesen
Erscheinungen gewarnt.

„Wir müssen die Kinder vor diesen
Erscheinungen warnen!" meinte Christa
Meves dann und forderte die staatli-
chen Bildungspolitiker auf, den „Klei-
ster der Ideologien fortzuwischen", den
Kindern und Jugendlichen wieder ein
Bild des abendländlisch-christlichen
Menschen zu vermitteln, um sie „zur
Liebe zu unserem obersten Dienstherrn
zu erziehen! Denn nur ein erstarktes
christliches Wertbewußtsein kann un-
sere Zukunft sichern!" schloß Christa
Meves.



Coburg, den 19. Juni 1530

Meinem herzlieben Sohn Manschen Luther in Wittenberg.

Gnade und Friede in Christus! Mein herzlieber Sohn, ich höre sehr gerne, daß du eifrig lernst
und fleißig betest. Tu das, mein Sohn, und fahre darin fort. Wenn ich heimkomme, will ich dir
ein schönes Marktgeschenk mitbringen.

Ich weiß einen hübschen, schönen Lustgarten. Da gehen viele Kinder drin, haben goldene
Röcklein an und lesen schöne Äpfel unter den Bäumen auf und Birnen, Kirschen, Mirabellen
und Pflaumen, singen, springen und sind fröhlich. Sie haben auch schöne kleine Pferdlein mit
goldenen Zäumen und silbernen Sätteln. Da fragte ich den Mann, des der Garten ist, wem die
Kinder gehörten. Da sprach er: Es sind die Kinder, die gern beten, lernen und fromm sind. Da
sprach ich: Lieber Mann, ich habe auch einen Sohn, der heißt Manschen Luther; könnte er nicht
auch in den Garten kommen, daß er auch so schöne Äpfel und Birnen essen und so feine Pferd-
lein reiten und mit diesen Kindern spielen dürfte? Da sprach der Mann: Wenn er gerne betet,
lernt und fromm ist, so soll er auch in den Garten kommen, Lippus und Jost (Anm. d. Red.:
Hänschens Gespielen, die Kinder von Philipp Melanchthon und Justus Jonas, damals beide fünf-
jährig) auch. Und wenn sie alle zusammen kommen, so werden sie auch Pfeifen, Pauken, Lauten
und allerhand anderes Saitenspiel bekommen, dürfen auch tanzen und mit kleinen Armbrüsten
schießen. Und er zeigte mir dort eine feine Wiese im Garten, zum Tanzen zugerichtet; da hingen
lauter goldene Pfeifen und Pauken und feine, silberne Armbrüste. Aber es war noch früh, und
die Kinder hatten noch nicht gegessen. Darum konnte ich nicht auf den Tanz warten und sprach
zu dem Mann: Ach, lieber Herr, ich will schnell hingehen und das alles meinem lieben Sohn
Manschen schreiben, daß er gewiß fleißig lernt, eifrig betet und fromm ist, damit er auch in
diesen Garten kommt. Aber er hat eine Muhme Lene (Anm. d. Red.: Magdalene von Bora, eine
Tante von Käthe Luther; sie lebte in Luthers Haus und starb 1537), die muß er mitbringen. Da
sprach der Mann: So soll es sein; geh hin und schreib's ihm also.

Darum, lieber Sohn Manschen, lerne und bete ja getrost und sage es Lippus und Jost auch, daß
sie auch lernen und beten, so werdet ihr miteinander in den Garten kommen. Sei hiermit dem
lieben Gott befohlen und grüße Muhme Lene und gib ihr einen Kuß von meinetwegen.

Dein lieber Vater Martin Luther

Ich bin ein Pietist
Interview mit Staatssekretär Dr. Horst Waffenschmidt

Ein eindeutiges Bekenntnis zur Ver-
bindlichkeit des Glaubens auch für sein
politisches Handeln legte der Staatsse-
kretär im Bonner Innenministerium, Dr.
Horst Waffenschmidt, in einem Interview
mit dem Pressedienst der Evangelischen
Allianz, Idea, ab. Das Gespräch mit Dr.
Waffenschmidt führte Helmut Matthies.
Dr. Waffenschmidt Ist auch Mitglied der
Kirchenleitung der Evangelischen Kirche
im Rheinland und Mitglied des EAK-
Landesvorstandes.

idea: Herr Dr. Waffenschmidt, Sie
sind als engagierter evangelischer
Protestant in der ersten Garnitur
der Politik bekannt. Was bedeutet

eigentlich Jesus für Sie und Ihre
Politik?

Waffenschmidt: Der Glaube an
Jesus Christus gibt mir eine ent-
scheidende Orientierung für meine
politische Arbeit. Das Evangelium
ist zwar kein politisches Rezept-
buch, wo man nachschlagen könnte,
was bei dieser oder jener politi-
schen Entscheidung zu tun ist, aber
es gibt uns Orientierungspunkte für
die Wahrnehmung der Verantwor-
tung vor Gott und vor dem Näch-
sten. Für mich ist ganz entschei-
dend, daß beides zusammenkommt.
Ich erlebe Mitchristen, die die Ver-
antwortung für den Nächsten im

politischen Bereich etwas kleiner
schreiben und meinen, Gott sitze
im Regiment und werde schon alles
schaffen. Das ist eine Einseitigkeit,
die ich nicht nachvollziehen könnte.
Eine andere Einseitigkeit sehe ich
aber genauso als Gefahr: Sie be-
steht darin, Nächstenliebe allein so
zu verstehen, daß möglichst viele
gesellschaftliche Verhältnisse ver-
ändert werden, ohne den einzelnen
im Blick zu haben. Für mich ist das
tägliche Gebet und das Gespräch
mit anderen Christen eine wesent-
liche Grundlage, das harte Ge-
schäft der Politik betreiben zu
können.



idea: Wo sehen Sie die Chancen
und wo die Gefahren des deutschen
Pietismus in der Politik heute?

Waffenschmidt: Die großen Chan-
cen sehe ich da, wo heute - be-
sonders von der jungen Generation
— einzelnen Politikern die Frage
gestellt wird: Warum tust du etwas
und aus welcher Haltung tust du
es? Hier ist der bekennende gläu-
bige Christ in der großartigen Situa-
tion, daß er bisweilen auch im
öffentlichen Leben das Bekenntnis
ablegen kann: dies oder jenes tue
ich aus meiner persönlichen Ver-
antwortung vor Gott. Das gilt zum
Beispiel für meine Haltung zum
Paragraphen 218, zum Eherecht
und anderen vergleichbaren Ent-
scheidungen. Mit Sorge sehe ich
dagegen - auch bei Leuten, die
aus dem Pietismus und aus from-
men Kreisen kommen — wenn die
vorletzte Welt, in der wir leben, und
all das Vorletzte, was wir politisch
zu entscheiden haben, vermengt
wird mit dem Letzten, der Welt Got-
tes. Diese Gefahr stellt sich zum
Beispiel in der gegenwärtigen Frie-
densdiskussion. Manche Christen
meinen, daß hier Forderungen der
Bergpredigt, dem Grundgesetz für
das Reich Gottes und einer Heraus-
forderung für die Christen, auch
praktische Grundlage für Politik im
Alltag sein könnten. Die bewährte
Zwei-Reiche-Lehre der lutherischen
Theologie gibt uns hier eine bes-
sere Orientierung. Wir müssen ein-
fach sehen, daß wir in einer Welt
der Vorläufigkeit leben und daß in
dieser Welt die Obrigkeit als eine
gnädige Hilfe Gottes eingesetzt ist.
Wir müssen uns mit vielen Mitteln
des vorläufig noch Unzulänglichen
abmühen. Das zeigt sich auch im
Wirtschafts- und Sozialbereich. Als
Christ kann ich nicht sagen: Gott
wird schon alles richten, denn die
Vögel unter dem Himmel werden
auch von Gott ernährt. Ich muß
mich auch um Wirtschafts- und So-
zialprogramme bemühen, um die
Arbeitslosigkeit zu unterbinden.
Wir sollten uns gegenseitig helfen,
daß wir die „letzten" und die „vor-
letzten" Dinge nicht miteinander
vermengen.

idea: Diese Vermengung scheint
aber doch kein spezielles Problem
des deutschen Pietismus zu sein.
Die protestantischen Kräfte, die die
Friedensbewegung vor allem för-
dern und hier manches vermengen,
kommen ja eben nicht aus dem

pietistischen Bereich. Die Aktion
Sühnezeichen, die mehrere Frie-
densdemonstrationen organisiert
hat, würde sich keineswegs als
pietistisch bezeichnen.

Waffenschmidt: Ich gebe Ihnen
völlig recht, aus anderen kirchlichen
Bereichen sind mehr Initiativen zur
Friedensbewegung sichtbar gewor-
den, als aus dem Pietismus. Aber —
wie ich bereits im Blick auf die Ver-
mengungsgefahr" angedeutet habe
— es sind leider auch einige aus
dem pietistischen Bereich mit Stel-
lungnahmen hervorgetreten, die
jenen Sorge machen, die aus be-
wußter Glaubensverantwortung im
öffentlichen Leben handeln wollen.

idea: Sie haben am Nationalen
Gebetsfrühstück in Washington teil-
genommen. Was war Ihr Eindruck?
Warum ist es nicht unter deutschen
Politikern möglich, sich in dieser
Form zum Gebet zu treffen?

Waffenschmidt: Ich bin von dem
Nationalen Gebetsfrühstück in
Washington sehr beeindruckt. Für
mich war es bedeutsam, daß füh-
rende Politiker, Militärs, leitende
Vertreter der Justiz, der Wirtschaft,
der Gewerkschaften und aus ande-
ren Bereichen des öffentlichen Le-
bens persönlich bekannt haben,
daß sie auf Jesus Christus angewie-
sen sind, wenn sie ihre öffentlichen
Aufgaben mit Aussicht auf Erfolg
wahrnehmen wollen. Das persön-
liche Bekenntnis von Präsident
Reagan, Vizepräsident Bush, vom
bisherigen Chef des Vereinigten
Generalstabs, dem Vier-Sterne-
General Johns, aber auch von zahl-
reichen Senatoren, Mitgliedern des
Repräsentantenhauses und Mitar-
beitern aus den beiden Parlamen-
ten hat mich tief beeindruckt. Ein
weiteres wichtiges Ergebnis war
mein Besuch beim Oberbürgermei-
ster von Washington. Er empfing
mich in meiner Eigenschaft als Prä-
sident des Deutschen Städte- und
Gemeindebundes, und wir saßen
mit seinen Beigeordneten und
einem seiner Stadträte zusammen.
Als wir Wohnungsbau- und Schul-
probleme erörterten, sagte plötzlich
einer seiner Mitarbeiter: „Aber das
Wichtigste ist doch, daß wir bei
allen unseren Bemühungen zu
Jesus Christus beten dürfen". Maß-
geblich für mich war, daß in den
Vereinigten Staaten — und nicht nur
in Washington, sondern auch in Rat-
häusern, Behörden, in Wirtschafts-
und Gewerkschaftsgruppen - sich

Menschen viel stärker als bei uns
offen zu Jesus Christus bekennen
und sagen, aus welcher Quelle ihre
politischen Handlungen kommen.

Sicherlich sind die Verhältnisse
der Kirchen, Freikirchen, Gemein-
schaften und Verbände hier in der
Bundesrepublik Deutschland anders
als in Amerika. Man sollte deshalb
nie etwas ganz von einem Land
aufs andere übertragen wollen. Ich
möchte nur ganz vorsichtig andeu-
ten, daß auch in Deutschland Men-
schen, die in Verantwortung stehen,
sich zum gemeinsamen Gebet und
zu gemeinsamer Lesung des Wor-
tes Gottes treffen wollen.

idea: Warum sind Sie als evan-
gelischer Christ eigentlich in der
CDU und nicht in einer anderen
Partei?

Waffenschmidt: Ich bin bewußt in
die CDU gegangen, weil die CDU
in ihrer programmatischen Aussage
und in entscheidenden Bereichen
des politischen Handelns auf dem
aufbaut, was Christen für das
öffentliche Leben als wesentlich
ansehen. Es kommt nicht von unge-
fähr, daß das letzte Grundsatzpro-
gramm der CDU von der Verant-
wortung vor Gott spricht. Das ist
als eine Herausforderung und nicht
als ein einseitiges politisches In-
Beschlag-Nehmen der christlichen
Botschaft für eine Partei zu verste-
hen. In unserem Fraktionssaal im
Deutschen Bundestag hängt ein
Kreuz — als Herausforderung an
unsere politische Arbeit. Die CDU
geht von einem Menschenbild aus,
das auf die persönliche Verantwor-
tung und Freiheit des einzelnen ab-
zielt und daraus seine soziale Ver-
pflichtung und die Beziehung zum
Staat ableitet. Mich hat ferner be-
sonders angezogen, daß die Frei-
heit des einzelnen verbunden wird
mit der Verantwortung vor Gott.
Bedeutsam war für mich auch, daß
seit der Gründung der CDU viele
Christen dort mitarbeiten. Ich finde
es auch ganz entscheidend für
unser deutsches Vaterland, daß die
CDU in unserer Nachkriegsge-
schichte die Brücke zwischen den
aktiven, bekennenden Christen in
der evangelischen und katholischen
Kirche geschlagen hat, so daß wir
in einem ökumenischen Geist zu-
sammen Politik machen.

idea: Sie sind zusammen mit
einem anderen bibelfesten Prote-
stanten aufgewachsen, dem nord-
rhein-westfälischen Ministerpräsi-
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denten Johannes Bau, der auch
stellvertretender Vorsitzender der
SPD ist. Verstehen Sie sich als
Christen auch über die Parteigren-
zen hinweg?

Waffenschmidt: Johannes Rau
und ich kennen uns von Kindesbei-
nen an. Wir haben auch heute noch
persönlichen Kontakt. In den politi-
schen Anschauungen trennt uns
manches grundlegend. Das hindert
uns aber nicht, zusammenzukom-
men und gemeinsam zu bedenken,
was für unser Land, in der Innen-
und Außenpolitik und für die Wahr-
nehmung öffentlicher Verantwor-
tung wichtig ist.

idea: Sie haben davon gespro-
chen, daß Sie bewußt in die CDU
gegangen sind, weil Sie meinen,
dort eine Politik aus christlicher
Verantwortung vertreten zu kön-
nen. Wie erklären Sie sich, daß sich
Protestanten bei der Bundestags-
wahl 1980 mehr für die SPD ent-
schieden haben als für die CDU?

Waffenschmidt: Man kann die
Unterstützung der evangelischen
Mitbürger für eine politische Partei
nicht nach einer Wahl bemessen,
sondern man muß, um dies werten
zu können, einen Querschnitt aus
den Wahlergebnissen der Bundes-
tags-, Landtags- und der Kommu-
nalwahlen bilden. So gesehen,
möchta ich behaupten, daß in wach-
sendem Maße evangelische Mitbür-
ger die Union unterstützen, sonst
wäre es gar nicht möglich gewesen,
in stark protestantisch geprägten
Bundesländern — wie etwa Nieder-
sachsen oder Schleswig-Holstein -
die absolute Mehrheit im Landtag
zu erreichen. Ich möchte auch her-
vorheben, daß - wie die Ge-
schichte der Union zeigt — in wach-
sendem Maße bewußte evangeli-
sche Christen in Führungspositio-
nen gekommen sind. Von den sie-
ben Regierungschefs der Bundes-
länder sind heute vier Ministerpräsi-
denten — nämlich Albrecht, Bar-
schel, Späth und von Weizsäcker —
aktive evangelische Christen. Das
hat, wie ich aus vielen Gesprächen
weiß, dazu geführt, daß immer mehr
Protestanten den Zugang zur CDU
finden. Der teilweise bestehende
Nachholbedarf bei der evangeli-
schen Bevölkerung hat meiner An-
sicht nach jedoch auch folgende
Ursache: In der Parteigeschichte
können die katholischen Christen
auf eine viel längere Tradition zu-
rückblicken. Sie hatten zum Beispiel

das Zentrum, in dem sie sich viele
Jahre sehr aktiv betätigt haben;
auch bewußt unter christlichen Vor-
zeichen. Die Evangelischen betätig-
ten sich vornehmlich im liberalen,
im deutsch-nationalen Bereich oder
auch im evangelischen Volksdienst.
Nach 1945 mußten diese Kräfte erst
langsam zusammengefügt werden.
Wenn man aber vom heutigen
Stand im Jahre 1982 ausgeht, kann
man feststellen, daß die CDU und
auch die CSU eine breite Unterstüt-
zung im evangelischen Bevölke-
rungsteil finden, weil eben auch
viele evangelische Christen das po-
litische Angebot dieser Partei für
die Außen-, Wirtschafts- und Innen-
politik bejahen.

idea: Halten Sie den Vorwurf, der
manchmal erhoben wird, die CDU
sei immer noch eine überwiegend
katholische Partei, für völlig unbe-
rechtigt?

Waffenschmidt: Ja. Ich arbeite
schon lange im Bundesparteivor-
stand der Union mit und sehe, daß
gerade Vorstellungen evangeli-
scher Christen Eingang in die pro-
grammatischen Aussagen der CDU
gefunden haben, wenn ich hier ein-
mal erinnern darf an den weiten Be-
reich der Diakonie, das Verständnis
der evangelischen Kirche von so-
zialer Arbeit usw. Alles dies hat
einen Niederschlag gefunden im
Einsatz der Union für die freien
Träger und ihren Vorrang vor den
Zuständigkeiten des Staates. Fer-
ner möchte ich hervorheben, daß
die regelmäßigen Begegnungen des
Bundesvorstandes der Union mit
dem Rat der Evangelischen Kirche
in Deutschland außerordentlich po-
sitiv verlaufen. Hier wird offen ge-
sprochen. Es kann nicht in allen
Fragen eine totale Identität der
Meinungen geben, dafür gibt es
natürlich auch die unterschiedlichen
Aufgaben von Partei und Kirche.
Insgesamt gibt es jedoch viele über-
einstimmende Vorstellungen. Ge-
rade auch das, was Helmut Kohl mit
der Forderung auf geistige Führung
in der Politik aussprach, hat übri-
gens eine positive Resonanz bei
vielen bewußten evangelischen
Christen gefunden.

idea: Sehen Sie nun Ihre Vor-
stellungen von Kirche in der Praxis
erfüllt?

Waffenschmidt: Ich setze mich
für meine Vorstellungen auch in
meinen kirchlichen Ämtern ein. Es
gibt natürlich zahlreiche Mitchristen,

die die Schwerpunkte anders set-
zen. Andererseits finde ich viel Un-
terstützung auf Vorträgen in Kir-
chengemeinden. Für mich ist ganz
entscheidend, daß die Diskussion
um unterschiedliche Auffassungen
in brüderlicher Liebe, unter Gebet
und in gemeinsamem Hören auf
Gottes Wort geschieht. Daß das ge-
schehen kann, hat zum Beispiel die
rheinische Synode gezeigt, indem
sie bei unterschiedlichen politischen
Ansichten mit ganz großer Mehrheit
einen gemeinsamen Friedensbrief
an die Kirchengemeinden verab-
schiedete.

idea: Zum Thema Frieden. In
einem gemeinsamen Friedenspapier
stellten DDR-Kirchenbund und EKD
im Spätsommer fest, die heutige
Friedenssicherung müsse davon
ausgehen, mit nicht militärischen
Mitteln den Frieden zu sichern. Wie
beurteilen Sie als Christ und Politi-
ker diese politischen Aussagen?

Waffenschmidt: Wir müssen alle
politischen Möglichkeiten anwen-
den, die uns überhaupt zur Verfü-
gung stehen, um zu einer möglichst
weltweiten Friedensordnung zu
kommen. Solange jedoch einseitige
politische und ideologische Macht-
ansprüche — wie gegenwärtig von
der Sowjetunion — weltweit zu Ent-
faltungen kommen sollen, muß ein-
fach das politische Bemühen auch
noch militärisch abgesichert wer-
den. Es ist eben leider auch so, daß
die kommunistische Seite, wenn sie
vom Frieden oder von Menschen-
rechten spricht, in vielen Bereichen
unterschiedliche Inhalte zugrunde
legt gegenüber dem, was wir im
Westen unter den gleichen Begrif-
fen verstehen. Das macht das ganze
Geschäft so mühevoll. Aus diesen
Gründen ist der Deutsche Bundes-
tag mit ganz großer Mehrheit der
Ansicht, daß das Bemühen um eine
Entspannungspolitik kombiniert
werden muß mit einer glaubhaften
und realistischen Verteidigungsbe-
reitschaft. Beides ist notwendig. Ich
verstehe, daß die EKD und der Kir-
chenbund in der DDR einen neuen
Impuls für die friedenssichernden
Maßnahmen im politischen Bereich
geben wollen. Das ist gut, darf aber
nicht zu utopischen Vorstellungen
führen.

idea: Noch einmal zum Thema
Christsein und CDU. Kürzlich er-
schien in der Herder-Bücherei-Ini-
tiative ein Band über und von athei-
stischen Konservativen. In diesem



Buch wird unter anderem die These
vertreten, ein Christ müsse links
bzw. — so Helmut Gollwitzer — So-
zialist sein. Ein Konservativer könne
dagegen nur Atheist sein. Sie ha-
ben sich anders entschieden und
verbinden mit Ihrem Christsein eine
konservative Politik. Warum sind
Sie als Christ politisch konservativ?

Waffenschmidt: Zunächst: In der
CDU fließen drei geistige Grund-
strömungen zusammen: das bewah-
rende Element des Konservativen,
also dessen, was sich bewährt hat,
dann das Element des Christlich-
Sozialen und das des Freiheitlichen.
Ich weiß von vielen Initiativen der
evangelischen und katholischen
Kirche und vor allem im Blick auf
sozialethische Probleme, daß sie in
der Unionspolitik nicht nur vorkom-
men, sondern auch verwirklicht
werden. Christsein und CDU/CSU-
Politik beißen sich also keineswegs.
Als wichtige Voraussetzung einer
erfolgreichen politischen Arbeit
sehe ich an, daß der einzelne sich
in seiner sozialen Verantwortlich-
keit einsetzt, Eigeninitiative entwik-
kelt und damit dann seinen Beitrag
für Staat und Gesellschaft leistet.
Das ist nach meiner Ansicht sehr
gut über die CDU machbar. Daß ein
Christ nicht konservativ sein kann,
kann ich überhaupt nicht mitvoll-
ziehen, weil ich der Auffassung bin,
daß gerade eine soziale, eine ge-
sunde konservative und liberale po-
litische Schau eine gute Basis für
eine Politik aus christlicher Verant-
wortung abgibt. Ich habe große Vor-
behalte gegenüber Vorstellungen,
nach denen christliche Politik prak-
tisch immer einen revolutionären
Zug tragen müsse. Ich bin auch um

der Bürger willen sehr pragmatisch
in meinem Denken. Wenn ich mir
die linke Politik unter der abgelö-
sten Bundesregierung ansehe, dann
möchte ich ein paar Momente auf-
greifen, die dabei herausgekommen
sind: Wir haben durch diese Politik
zum Beispel immer mehr Bürokratie
bekommen, einen immer größeren
Verwaltungsapparat. Weil hier ein
Aberglauben vorhanden war, alles
würde schöner, besser und gerech-
ter, wenn die öffentliche Hand es
regelt. Jetzt fühlen sich Millionen
Menschen nur noch verwaltet, fru-
striert, weil sie allmählich der gro-
ßen Verwaltungsapparate über-
drüssig sind. Manche linken Initia-
tiven haben geradezu zu der Utopie
geführt, als könne man das Para-
dies auf Erden verwirklichen. Die
Ergebnisse linker Politik werden
auch von vielen Mitchristen mit
Recht sehr kritisch beurteilt. Ich
kann mir gar nicht vorstellen, daß
mit diesen Ergebnissen besonders
viele christliche Vorstellungen er-
reicht worden wären. Mit dem Kon-
zept der CDU/CSU: Soziale Markt-
wirtschaft mit viel Freiheit für den
einzelnen Bürger, aber auch mit
vielen grundlegenden Sozialgeset-
zen ist viel mehr erreicht worden
als sich linke Bürokratievorstellun-
gen erträumt haben. Eine Politik
sollte deshalb an ihren praktischen
Erfolgen für die Menschen gemes-
sen werden.

idea: Eine vorletzte Frage: Sie
sind Mitglied im ZDF-Fernsehrat
und haben den Aufruf unterschrie-
ben „Mehr Evangelium in den Me-
dien". Warum halten Sie diese
Aktion der Konferenz Evangelikaler
Publizisten (kep) für notwendig?

Waffenschmidt: Insbesondere die
elektronischen Medien erreichen
Millionen unserer Mitbürger. Ich bin
als Christ der Meinung, daß wir ge-
rade auch die modernen Medien
einsetzen müssen, um unseren Mit-
bürgern das Evangelium zu sagen.
Darum habe ich mich auch im Fern-
sehrat dafür eingesetzt, daß noch
mehr Gottesdienste übertragen
werden. Ich möchte hinzufügen: In
unserer pluralistischen Gesellschaft
ist es wichtig, anderen nahezubrin-
gen, welchen Beitrag Christen in
unserer Gesellschaft leisten und lei-
sten wollen. Ich möchte mich immer
dafür einsetzen, daß Christen und
das Evangelium gerade auch in un-
seren öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten ihren Platz haben. Ich
möchte ferner dafür eintreten, daß
die Grundwerte unseres Grundge-
setzes, die ja auch geschrieben sind
unter der Eingangsformel „in Ver-
antwortung vor Gott und den Men-
schen", eine maßgebliche Rolle
spielen bei der Gestaltung des
Fernsehprogramms.

idea: Erwarten Sie, daß die CDU/
CSU mit ihren Vorstellungen am
6. März die Wahl gewinnt und wei-
terhin mit der FDP an der Regie-
rung bleibt?

Waffenschmidt: Ich erwarte ein
gutes Wahlergebnis für die Union
und die Regierung der politischen
Mitte unter Führung von Bundes-
kanzler Helmut Kohl. Die neue Bun-
desregierung hat ein solides und
realistisches Programm vorgelegt,
sie verdient eine echte Chance. So
denken viele Mitbürger.

idea: Wir danken für dieses Ge-
spräch.

Kurz notiert

CDU spricht mit EKD über
Arbeitslosigkeit

Bonn: In Fortsetzung des Gesprächs,
das der Rat der EKD am 25. November
1982 mit dem Präsidium der CDU ge-
führt hatte, trafen sich am 17. Januar
1983 Mitglieder des Rates und des
CDU-Präsidiums zu einem Gedanken-
austausch über die Fragen der Arbeits-
losigkeit.

Man war sich einig, daß zur Lösung
des bedrängenden Problems keine ein-
fachen Antworten zu geben sind. Es
müßten vielfältige Maßnahmen ergriffen
werden, um die Arbeit besser zu ver-
teilen und neue Arbeitsmöglichkeiten
zu schaffen. Dabei müsse auch über
den Stellenwert der bezahlten Arbeit
für das menschliche Leben neu nachge-
dacht werden.

An dem Gespräch nahmen teil: CDU-
Generalsekretär Dr. Heiner Geißler,
Bundesarbeitsminister Dr. Blüm, Mini-

sterpräsident Albrecht, der Staatsmini-
ster im Bundeskanzleramt Friedrich
Vogel, Staatssekretär Wolfgang Vogt
und der rheinland-pfälzische Landtags-
präsident Albrecht Martin.

Die EKD war vertreten durch Landes-
bischof von Keler, Synodalpräses von
Heyl, Präses Immer, Prof. Theodor
Schober, Präsident des Diakonischen
Werkes, Prof. Strohm, Vorsitzender der
Kammer der EKD für soziale Ordnung
und die Oberkirchenräte Kalinna und
Winkler.
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Hermann-Ehlers-Preis an Prof. Arnold Dannenmann
Laudatio von Bundesminister a. D. Dr. Bruno Heck,
Vorsitzender der Konrad-Adenauer-Stiftung e. V.

Der Hermann-Ehlers-Preis 1982 wurde
kQrzlich an den Begründer des Christ-
lichen Jugenddorfwerkes Prof. Arnold
Dannenmann verliehen. Die Hermann-
Ehlers-Akademie unter Ihrem Vorsitzen-
den Bundestagspräsident a. D. Kai-Uwe
von Hassel verleiht diesen Preis jährlich
an Persönlichkeiten, deren Lebenswerk
im Sinne Hermann Ehlers, des Grün-
ders und ersten Vorsitzenden des Evan-
gelischen Arbeitskreises der CDU/CSU,
Dienst an Staat und Gesellschaft be-
deutet. Preisträger waren bisher u. a.
Bischof a. D. Hermann Kunst und der
frühere baden-württembergische Kul-
tusminister Prof. D. Wilhelm Hahn. 1981
wurde der Preis dem langjährigen Bun-
desvorsitzenden des EAK, Bundesmini-
ster a. D. Dr. Gerhard Schröder, ver-
liehen.

Die Hermann-Ehlers-Stiftung trägt
den Namen Hermann Ehlers nicht
nur, um respektvoll verehrende und
rühmende Erinnerung zu pflegen.
Das Gerühmtwerden und das Sich-
rühmenlassen ist dem Wesen Her-
mann Ehlers ohnedies ein Leben
lang fremd geblieben. Es ist auch
nicht nur die Dankbarkeit, in deren
Pflicht wir, die Christlichen Demo-
kraten im allgemeinen und die Her-
mann-Ehlers-Stiftung im besonde-
ren, stehen, es ist das beispielhafte
Leben in Kirche und Öffentlichkeit,
in kirchlicher und patriotischer, in
christlicher und demokratischer Ver-
antwortung, das beispielhafte Le-
ben, das in der Weimarer Republik
seine erste Gestalt und in der Zeit
des Nationalsozialismus, zur Be-
währung herausgefordert, seine
volle Mannesreife gewonnen hat,
um sich dann beim Aufbau unserer
Bundesrepublik in der Verantwor-
tung an erster Stelle zu bewähren.
An seinem Grabe ist es in den
überkommenen einfachen Worten,
die allein seiner Art entsprachen,
gesagt worden: Hermann Ehlers
hat sich für das Vaterland verdient
gemacht. Wir haben in gemein-
samer Arbeit mit ihm erfahren: Her-
mann Ehlers hat beispielhaft vor-
gelebt, wie politische Verantwor-
tung von Christen in Demut vor
Gott und furchtlos vor den Men-
schen wahrzunehmen ist.

Die Stiftung, die seinen Namen
trägt, hat mit der Verleihung ihres
„Hermann-Ehlers-Preises" eine be-
merkenswerte Tradition geschaffen,
und dies mit Maßstäben, die nicht
in erster Linie auf das Ehren und
auf das Rühmen ausgerichtet sind,
sondern vor allem darauf, der nach-
wachsenden Generation beispiel-
hafte Weggefährten vor Augen zu
führen — beispielhaft als Patrioten
und beispielhaft als Christen.

Heuer hat die Hermann-Ehlers-
Stiftung ihren Preis Ihnen, Herr
Professor Dannenmann, zuerkannt,
Ihnen, dem großen Jugendpastor,
dessen ganzes Leben seiner Ju-
gend, der evangelischen Jugend
Deutschlands gehört hat: Angefan-
gen in den letzten Jahren der Wei-
marer Republik, über deren Unter-
gang hinweg, in Monaten großer,
doch zweifelnder Hoffnungen, in
Jahren der Verfolgung und des
Widerstandes, und dann danach,
als unser aller geschändetes Vater-
land in Trümmern und rundum ver-
achtet am Boden lag. Jene Monate
hoffender Zweifel und zweifelnder
Hoffnung habe ich auf der anderen
Seite des Weinbergs unseres Herrn
miterlebt, in der katholischen Ju-
gend, fast ein Jahrzehnt jünger und
deswegen unbefangener, im radi-
kalen „Nein" ebenso wie im radi-
kalen „Ja". Meine nachhaltigste Er-
innerung gehört da einem unserer
Besten und Begabtesten, einem,
der von uns gegangen ist und der
uns verlassen hat, um in der Hitler-
jugend mit den Arbeiterbuben am
Lagerfeuer zu sitzen, um sein Le-
ben mit dem ihren zu teilen, weil er
meinte — wie er mir danach einmal
geschrieben hat —, daß, wenn
Christus in diesen Zeiten unter uns
wäre, er seinen Platz nicht wählen
würde unter uns, den elitär Geson-
nenen, den in der Idylle der Bündi-
schen Jugend Beheimateten, son-
dern bei den Kindern der Armen
des Volkes, dort, wo sie in der gro-
ßen Gemeinschaft der deutschen
Jugend mit den Buben und Jungen
aus allen Schichten unseres Volkes
ihr gemeinsames Zuhause hätten.

Sie, lieber Pastor Dannenmann,
haben damals an hervorragender
Stelle Verantwortung für Ihre evan-
gelische Jugend getragen — zu
einer Zeit, da vielen Patrioten vieles
noch nicht entschieden schien, da
noch Hoffnung war, wenngleich
schon wachsenden Zweifeln ausge-
setzt, dem Ganzen eine Richtung
im Hölderlin'schen Sinne zu geben
— hin zum Vaterland, dem heiligen
Herzen der Völker. Auch Sie hatten
Ihre Hoffnungen und Ihre Zweifel:
Unüberhörbar haben Sie für die
evangelische Jugend zum Ausdruck
gebracht, was für Sie unabdingbar
war, daß dieses neue Deutschland
der evangelischen organisierten
Jugend für ihren besonderen Auf-
trag im Staat Raum lassen und daß
die Verkündigung des Evangeliums
frei sein müsse. In Sachen Christ-
sein stand für Sie zu keiner Stunde
auch nur ein Jota zur Diskussion.
Was Baidur v. Schirach gedacht
haben mag, als er Ihnen den stell-
vertretenden Reichsjugendführer
angeboten hat — wer weiß es?
Nachdem Sie, ohne langes Besin-
nen und ohne Wenn und Aber ab-
gelehnt haben, waren die Fronten
radikal geklärt. Nun wußten die
Machthaber, daß sie von Ihnen
nichts zu erwarten hätten, und da-
mit war Ihnen der Weg gewiesen:
Die Arbeit für das andere Deutsch-
land, für das Deutschland Martin
Luthers und Hölderlins, für das
Deutschland, um das es Ihnen
ging, das nur noch im Widerstand
wahrgenommen werden konnte —
im Dienst für die Verfolgten, in der
Hilfe für die Entrechteten und hier
vor allem für die Juden, die Ihnen
auf Ihrem „Weg von Jerusalem
nach Jericho" begegnet sind, dann
im Trost der Bedrängten und Be-
drohten, im Zuspruch und in Be-
kräftigung derer, die gesonnen wa-
ren, sich Hitlers im aktiven Wider-
stand zu entledigen. Verehrter Pa-
stor Dannenmann: Wie Eugen Ger-
stenmaier sein Hilfswerk, so haben
auch Sie schon in den Zeiten Ihres
Widerstands Ihr Christliches Ju-
genddorfwerk konzipiert. Sie haben
nie daran gezweifelt, daß für Chri-

9



sten die Zeit kommen werde, was
ihnen durch den Nationalsozialis-
mus unmöglich gemacht worden
war, die junge Generation durch
Vorbild zu begeistern für ein neues
Leben im Dasein für andere: „der
eine trage des anderen Last". Wer
sich den Weg Ihres Lebens vor
Augen hält, dem drängt sich das
Bild Ihrer Berufung für die Jugend
auf. Seit Ihrer Ordination im Jahre
1931 haben Sie sich mit Ihrer gan-
zen Kraft, mit Ihren vielseitigen
Talenten, mit allem, was Gott Ihnen
auf Ihren Weg mitgegeben hat, den
Nöten und den Fährnissen Jugend-
licher und Heranwachsender zuge-
wandt, zunächst Ihren evangeli-
schen Jungmännern im Rahmen der
Young Men Christian Association,
deren Mitglied Sie im Genfer Welt-
komitee waren.

Fast zur selben Zeit sah sich
auch Hermann Ehlers in den wirren
Zeiten der untergehenden Republik
und in den Stürmen des aufgehen-
den Hakenkreuzes vor die Frage
gestellt, was auf die junge Genera-
tion nunmehr wohl zukommen
werde. Ihm ging es um die Exi-
stenzmöglichkeiten des Bundes
deutscher Schülerbibelkreise. Sie
suchte er, nachdem sie gezwungen
waren, sich selbst aufzulösen, der
Bekennenden Kirche zuzuführen.

Beiden, meine Damen und Her-
ren, Hermann Ehlers und Arnold
Dannenmann — auch wenn sie über
den einzuschlagenden Weg am An-
fang nicht durchweg einer Meinung
gewesen sind, ist immer das eine
Ziel gemeinsam gewesen und ge-
meinsam geblieben, der evangeli-
schen Jugend einen Freiraum zu
bewahren. „Bewußtes Christen-
tum", das war die Kraft, die sie der
zynischen Entleerung und Mißach-
tung aller mitmenschlichen Werte
entgegenstellten: Hermann Ehlers
irn Widerstand der christlichen Ge-
meinde, aus dem heraus er, wie es
Präses Scharf prägnant formuliert
hat, „aus den Trümmern einer tota-
len Kirchenzerstörung ein Haus
Gottes in unserem Vaterlande auf-
bauen half". Arnold Dannenmann,
indem er seine Young Men
Christian Association-Verbindungen
nutzte, um politisch Verfolgten
einen Weg in die Freiheit zu ebnen,
später dann — nach Kriegsaus-
bruch — als Standortpfarrer an der
Berliner Alten Garnisonkirche, wo
ihm in der Umgebung des Generals
und Stadtkommandanten Paul v.

Hase, eines Mannes des militäri-
schen Widerstandes, die Gefange-
nenseelsorge anvertraut war. „Es
gibt hier im Gefängnis", so sagte
ein zum Tode verurteilter junger
Offizier, „nur einen Mann, der ver-
sucht, sich gegen die Welle der
Vernichtung zu stemmen und der
seinen ganzen Einfluß und die Kraft
seiner ehrlichen Überzeugung ein-
setzt, um den Gefangenen nicht nur
ihr Los zu erleichtern, sondern der
es sogar fertigbringt, Urteile umzu-
wandeln und in vielen Fällen das
Schlimmste zu verhüten. Es ist der
erste Standortpfarrer, der hier Ge-
fängnisgeistlicher ist".

Die Jahre des Terrors und des
Krieges haben in beiden Männern,
in Hermann Ehlers wie in Arnold
Dannenmann ihre Wertorientierung
verstärkt, die nach dem Zusammen-
bruch des Dritten Reichs ihr Wollen
und ihr Handeln bestimmt hat. Dies
war zuerst und zuletzt ihr christ-
licher Glaube. Sie hatten am mit-
erlebten und miterlittenen Schicksal
ihres Volkes erfahren, daß der
christliche Glaube sich nicht auf die
eigene Person beschränkt und sich
auch nicht nur im Rückzug auf ge-
meindliche und kirchliche Arbeit
verwirklichen könne. Sie wußten in
einer Weise, die jedes Ausweichen
unmöglich machte, daß christlicher
Glaube sich im alltäglichen Leben
zu bewahren habe, im alltäglichen
Leben, zu dem unter den Verhält-
nissen der Demokratie die Verant-
wortung für die Politik ebenso
zählte wie die Verantwortung für
den Nächsten.

Und weil beide nie Nationalisten
gewesen sind, konnten sie beide
unangefochten Patrioten bleiben,
Patrioten der Demokratie, die es für
ihre erste vaterländische Pflicht
hielten, der nachwachsenden Ge-
neration in ihrem Vaterland den
Hort der Freiheit und des Rechts
und die Geborgenheit christlich ge-
prägter Solidarität zu schaffen.

Bei aller Obereinstimmung im
Grundsätzlichen haben beide Her-
ren, Ehlers und Dannenmann, ihre
christliche Verantwortung auf ver-
schiedene Weise wahrgenommen:
Hermann Ehlers wandte sich der
Politik zu, wo er — so hat es Kon-
rad Adenauer gesehen — die 2. Re-
publik, das neue Deutschland we-
sentlich mitgestaltet, die Parlamen-
tarische Demokratie in ihrem An-
sehen gefestigt und kräftig daran
mitgewirkt hat, daß in dieser Repu-

blik das demokratische Gemein-
schaftsbewußtsein im Volk Wurzeln
schlagen konnte. Arnold Dannen-
mann blieb im Bereich der Gesell-
schaft: wieder stellte er sich in den
Dienst des Weltbundes der Young
Men Christian Association (YMCA).
Dort organisierte er für die jünge-
ren deutschen Kriegsgefangenen
kulturelle Einrichtungen, um die
Kriegsgefangenen auf diese Weise
an der deutschen Selbstbesinnung
aktiv zu beteiligen. Besonders be-
kannt geworden ist seine „Lager-
hochschule" im englischen Norton
- mit Kursen, die an den deut-
schen Universitäten anerkannt wur-
den. 1946 — im gleichen Jahr, in
dem Hermann Ehlers in der olden-
burgischen Kommunalpolitik seinen
politischen Weg begonnen hat, ein
Weg, der ihn schließlich bis zum
Amt des Bundestagspräsidenten
führen sollte, im selben Jahr grün- f
dete Arnold Dannenmann das
Christliche Jugenddorfwerk. Aus
diesem Stammjugenddorf im Schloß
Kaltenstein bei Vaihingen an der
Enz hat sich mittlerweile ein großes
Unternehmen von bedeutendem
gesellschaftlichem Gewicht entwik-
kelt. Heute sind dort 3500 Frauen
und Männer am Werke, die ihre
pädagogische Arbeit auf ihre christ-
liche Verantwortung stellen und
mehr als 80000 jungen Menschen
zur Seite stehen, um sie zu lehren
und ihnen zur Hand zu sein bei
ihrem Bemühen, ihr Leben in ihre
eigenen Hände zu nehmen. Dort
werden nicht nur Fertigkeiten ver-
mittelt, die im Leben nützlich sind,
dort wird auch vorgelebt, was es
heißt, das Leben in dieser Welt
christlich zu gestalten. Ich kann es f
mir hier schenken, die große Viel-
falt dieser pädagogischen Bemü-
hungen im einzelnen aufzuzählen,
da sie nahezu alle Aufgaben um-
fassen, die der Pädagogik heute
gestellt sind. Das Wesentliche ist,
was für alle gleichermaßen gilt, für
qualifizierte Berufsausbildung, für
die Bildungsprogramme, die sich
jungen Ausländern zuwenden, für
die Hinwendung zu den lern- und
körperbehinderten jungen Men-
schen, für die Bildung und Umschu-
lung junger Erwachsener, für gei-
stig Behinderte oder milieugeschä-
digte Kinder, für junge Ausländer
aus den Ostblockstaaten, für Wai-
sen und Flüchtlinge aus Ostasien,
für Stundentenjugenddörfer, für
staatlich geprüfte Jugend- und
Heimerzieher: Die Besinnung auf
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die christlichen Grundwerte, auf
christliche Oberzeugungen blieb
die Basis dieser reich- und weitge-
fächerten Bildungsarbeit. Dieser
Pädagogik geht es schon um den
Einzelnen, um die Person, aber im-
mer auch um den Menschen in der
Gemeinschaft, um den Menschen in
seiner Verantwortung vor Gott, die
immer eine Verantwortung für die
eigene Person ebenso ist wie für
den Nächsten.

Arnold Dannenmann hat sein
ganzes Leben in den Dienst der
Jugend gestellt, in den Dienst
christlicher Verantwortung für die
nachwachsende Generation. Her-
mann Ehlers — ich sagte es schon
— ist zwar einen anderen Weg ge-
gangen, aber die Jugend und ihre
Zukunft hat er bei all seinem poli-
tischen Denken und Oberlegen,
Entscheiden und Handeln mitbe-
dacht. Seine vielbeachtete Rede auf
dem Bundesparteitag der Christlich
Demokratischen Union in Berlin am
19. Oktober 1950 hört sich an wie
ein Appell, der in der Arbeit der
Christlichen Jugenddörfer Pfarrer
Dannenmanns noch vor Ende des

Krieges gehört und nach Kriegs-
ende in die Tat umgesetzt worden
ist: „Alles Leben des Menschen und
ihre Bereitschaft, sich zu entschei-
den", so sagte Hermann Ehlers da-
mals in Berlin, „hängt davon ab,
ob sie spüren, daß hinter dem Han-
deln und Reden über die Dinge der
großen Politik eine innere Verant-
wortung steht, der es um den Men-
schen, ja wirklich um den Menschen
geht. Wir können die Jugend zu
einer politischen Entscheidung nur
dann mit Aussicht auf Erfolg auf-
rufen, wenn sie bei uns und unse-
rem politischen Handeln etwas von
dem spürt, was sie zumeist in der
Welt nicht erkennt, dem Wissen um
den lebendigen Menschen, der
Sorge für sein seelisches und leib-
liches Wohl, von dem, was das Wort
Gottes die Liebe zum Nächsten
nennt".

Meine Damen und Herren, ich
habe bei meinem Bemühen, das
Werk von Pastor Dannenmann zu
würdigen, bewußt den Akzent ge-
legt auf die Verwandtschaft in Geist
und Tat, die ihn mit dem Mann ver-
bindet, den zu ehren und dessen

Wirkungskraft in Erinnerung zu hal-
ten, der heute zu verleihende Preis
gestiftet worden ist.

Etwa um die gleiche Zeit, da Pastor
Dannenmann sein großes Werk für
die Jugend begonnen hat, äußerte
sich Karl Mannheim über das Pro-
blem der Jugend in der modernen
Gesellschaft. Von zwei Perspek-
tiven her hat er die zwei entschei-
denden Fragen formuliert, die
jedermann gewissenhaft beantwor-
ten muß, dem es um Wohl und
Wehe der Jugend und um Wohl und
Wehe unseres Vaterlandes geht.
Die eine Frage lautet: „Was kann
die Jugend von uns erwarten?"
Und die andere: „Was kann uns die
Jugend geben?"

Auf beide Fragen hat der Profes-
sor und Pastor Dannenmann eine
hoffnungs- und sinnvolle und eine
tätig-hilfreiche — eine christliche
Antwort gegeben. Dafür schulden
wir ihm Dank und Anerkennung,
dabei wissen wir Hermann Ehlers
in unsere Anerkennung wie in un-
seren Dank mit eingeschlossen.

30 Jahre Evangelischer Arbeitskreis in Schleswig-Holstein
Roman Herzog

Am 29. Januar 1983 beging der
Evangelische Arbeitskreis der CDU in
Schleswig-Holstein den 30. Jahrestag
seiner Gründung. Zu diesem denkwür-
digen Ereignis übermittelte der EAK-
Bundesvorsltzende dem Vorsitzenden
des EAK in Schleswig-Holstein, Minister
Dr. Henning Schwarz, folgende Ausfüh-
rungen.

Ein solches Jubiläum ist sicher
Anlaß zu berechtigtem Stolz. Gleich-
zeitig ist es aber auch Anlaß inne-
zuhalten und sich selbst die Frage
vorzulegen, die in unserer Partei —
aber auch in der Öffentlichkeit -
immer wieder an uns gestellt wird:
Hat der Evangelische Arbeitskreis
denn heute noch eine Aufgabe?

Ich meine Ja, und ich will dies an
einigen Beispielen erläutern:

1. Die erste Bundestagung, die
gleichzeitig die Gründungsveran-
staltung des Evangelischen Arbeits-
kreises der CDU/CSU war, vom 14.

bis 16. März 1952 in Siegen befaßte
sich mit dem Schwerpunkt „Unsere
politische Verantwortung in einem
geteilten Deutschland". Gerade das
Lutherjahr macht uns die weiterbe-
stehende Teilung Deutschlands und
unsere fortwährende Aufgabe be-
sonders schmerzlich bewußt. Ich
habe deshalb vor einigen Tagen in
einem Brief an die evangelischen
Pastoren aufgerufen, an den Bin-
dungen zu den Deutschen in der
DDR festzuhalten. Die Menschen in
der DDR leiden angesichts großer
Versorgungsprobleme wirtschaftli-
che Not, die dringend der Linde-
rung bedarf. Sie leiden aber noch
viel mehr unter psychischer Not,
dem Gefühl des Alleingelassen-
seins. Da die meisten Kirchenge-
meinden hier bei uns Patengemein-
den in der DDR haben, haben sie
auch besondere Möglichkeiten, zwi-
schenmenschliche Beziehungen zu
festigen und zu fördern. Ich appe-
liere deshalb an unsere Kirchenge-

meinden, gerade im Lutherjahr in
die DDR zu reisen und dabei auch
solche Bürger in ihre Überlegungen
einzubeziehen, die nicht unmittel-
bar am Gemeindeleben teilhaben.

2. Ein sehr eindrucksvolles Bei-
spiel für die fortwährende Aufgabe
des Evangelischen Arbeitskreises
an der Nahtstelle zwischen Evange-
lischer Kirche und CDU scheint mir
die gegenwärtig ablaufende Frie-
densdiskussion innerhalb unserer
Kirche zu sein. Bereits die erste
Aufgabe unserer Zeitschrift „Evan-
gelische Verantwortung" vom März
1953 und auch die folgenden Aus-
gaben beschäftigten sich mit dem
Thema der Friedenssicherung, die
sich damals an der Frage der Wie-
deraufrüstung entzündete. Wieder
stehen wir vor einer ähnlichen Situ-
ation. Die Ausrufung des „Status
confessionis" des Moderamens des
Reformierten Bundes stellt die
Evangelische Kirche wie damals vor
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eine schwere innere Zerreißprobe.
Mit großer Sorge stellen wir aber
fest, daß der Wille zur Einheit ver-
lorenzugehen droht. Vor wenigen
Tagen wurde dies in besonders
krasser Weise deutlich, als der Vor-
sitzende des Moderamens des Re-
formierten Bundes, Professor Hans-
Joachim Kraus, heftige Kritik am
Rat der EKD übte und es als völlig
sinnlos bezeichnete, Kompromisse
anzubahnen unter der „heillosen
Friedfertigkeitsformel": „Wir blei-
ben unter dem Evangelium zusam-
men". Der Evangelische Arbeits-
kreis ist aufgerufen, heute wie da-
mals allen Spaltungstendenzen un-
serer Kirche entgegenzutreten. An
die Leitungen unserer Kirche rich-
ten wir den Aufruf, in dieser Frage
fest zu bleiben.

3. „Wir werden es uns nicht ver-
wehren lassen, in bestimmten poli-
tischen Fragen darauf hinzuweisen,
daß unser Verständnis des Wortes
Gottes ganz bestimmte Entschei-
dungen von uns fordert und daß
wir andere Entscheidungen für eine

Gefährdung der Geltung der Ge-
bote Gottes auf dieser Erde halten."
Diese Aussage des Gründers des
EAK, Bundestagspräsident Her-
mann Ehlers, können wir Heutigen
vielleicht nicht mehr so unbefangen
aussprechen, wie er dies noch
konnte. Wir wissen, daß uns die
Bibel nicht letztendlich unsere
eigene politische Entscheidung ab-
nehmen kann. Aber genauso gut
sind wir davon überzeugt, daß die
Bibel uns Ziel und Richtung unse-
res Handelns weist. Vor allem aber
gibt uns der Glaube bei allen Un-
wägbarkeiten und Unsicherheiten
unseres Lebens auch in der Politik
Zuversicht und Hoffnung und befreit
damit zu verantwortlichem Han-
deln. Auch hierin sehe ich eine fort-
währende Aufgabe des Evangeli-
schen Arbeitskreises: dieses Den-
ken bewußt in die Politik hineinzu-
tragen, denn, um wiederum ein
Wort von Hermann Ehlers aufzu-
greifen: „Wir sind von der uns auf-
gegebenen Verpflichtung überzeugt,
in allen Fragen des politischen Le-
bens unseren Glauben nicht zu eli-

minieren und nach irgendwelchen
säkularen Prinzipien Politik zu trei-
ben, sondern ihn auch und gerade
in der Praxis der politischen Tages-
entscheidung zu bewähren."

4. Schließlich bleibt es auch fort-
währender Auftrag des Evangeli-
schen Arbeitskreises, den Unions-
gedanken, also die bewußte Zu-
sammenarbeit evangelischer und
katholischer Christen in einer Par-
tei aus christlicher Verantwortung
weiterzuentwickeln. Wir haben viel
erreicht, fertig sind wir damit noch
lange nicht.

Deshalb gilt auch weiterhin, was
Propst Asmussen anläßlich der
Gründungsveranstaltung des Evan-
gelischen Arbeitskreises der CDU
in Schleswig-Holstein am 28. März
1953 in Rendsburg über die Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit
evangelischer und katholischer
Christen in der Politik ausführte:
„Es ist möglich und nötig, daß
katholische und evangelische Chri-
sten gemeinsam Politik machen."

Luthers Apfelbäumchen auch 1983!
Friedrich Menke

1483, vor fünfhundert Jahren ist
Martin Luther geboren. Diese welt-
geschichtlich bedeutende Gestalt
wirkt noch stark in unsere Zeit.
Und ihm verdanken wir viel, ins-
besondere die Verkündigung der
Frohen Botschaft in taufrischer,
kräftiger deutscher Sprache. Ein
Beispiel: Luther legte den 82. Psalm
so aus: „Vom Frieden haben wir
unseren Leib, Leben, Weib und
Kind, Haus und Hof, ja alle Glieder,
Hände, Füße, Augen und alle Ge-
sundheit und Freiheit, und sitzen
sicher in dieser Mauer des Friedens.
Es ist wohl ein halbes Himmelreich,
wo Friede ist. Der Friede kann Dir
helfen, daß Dir ein Bissen trocke-
nen Brotes wie Zucker schmeckt
und ein Trunk Wasser wie Wein".
Das ist klar, anschaulich und ein-
dringlich gesagt, und es ist wahr.
Wer so wie Luther spricht, kennt
die Geißeln der Menschheit aus Er-
fahrung: Seuchen, Hunger und
Krieg. Unter uns leben noch viele,

die unter ihnen gelitten haben und
Schlimmes nur ertragen konnten,
weil ihr Glaube sie gestärkt hat;
denn der christliche Glaube ist
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keine Sache, die nur bei gutem
Wetter gilt, vielmehr erweist er
seine Stärke gerade in schweren
Zeiten. Davon zeugt Luther selbst,

zeugen auch die Lieder Paul Ger-
hardts oder die Theologie Dietrich
Bonhoeffers, denn kaum jemand
hat den christlichen Willen zur Zu-
kunft stärker ausgedrückt als Bon- A
hoeffer. An der Schwelle zum neu-
en Jahr 1943 gab er sich Rechen-
schaft über seinen theologischen
Weg, der ihn in den Widerstand
gegen Hitler geführt hat und ihn
am 9. April 1945 zum Märtyrer wer-
den ließ. In dieser Schrift „Nach
zehn Jahren" sagt er:

„Optimismus ist in seinem Wesen
keine Ansicht über die gegenwär-
tige Situation, sondern er ist eine
Lebenskraft, eine Kraft der Hoff-
nung, wo andere resignierten, eine
Kraft, den Kopf hochzuhalten, wenn
alles fehlzuschlagen scheint, eine
Kraft, Rückschläge zu ertragen,
eine Kraft, die die Zukunft niemals
dem Gegner läßt, sondern sie für
sich in Anspruch nimmt. Es gibt ge-
wiß auch einen dummen, feigen
Optimismus, der verpönt werden
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muß. Aber den Optimismus als Wil-
len zur Zukunft soll niemand ver-
ächtlich machen, auch wenn er hun-
dertmal irrt; er ist die Gesundheit
des Lebens, die der Kranke nicht
anstecken soll. Es gibt Menschen,
die es für unernst, Christen, die es
für unfromm halten, auf eine bes-
sere irdische Zukunft zu hoffen
und sich auf sie vorzubereiten. Sie
glauben an das Chaos, die Unord-
nung, die Katastrophe als Sinn des
gegenwärtigen Geschehens und
entziehen sich in Resignation oder
frommer Weltflucht der Verantwor-
tung für das Weiterleben, für den
neuen Aufbau, für die kommenden

Geschlechter. Mag sein, daß der
jüngste Tag morgen anbricht, dann
wollen wir gern die Arbeit für eine
bessere Zukunft aus der Hand le-
gen, vorher aber nicht."

Luther hat diesen Gedanken
bekanntlich so ausgedrückt: „Und
wenn ich wüßte, daß die Welt mor-
gen unterginge, würde ich dennoch
heute ein Apfelbäumchen pflanzen."
Wir tun gut daran, Martin Luther
und Dietrich Bonhoeffer in dieser
Haltung der mutig und frei machen-
den Zuversicht zu folgen. Der
christliche Glaube befreit — auch
zum politischen Tun, mithin dazu,
die Dinge dieser Welt angemessen

und verantwortlich so zu ordnen,
daß die wichtigen Güter des Men-
schen wie Leben, Gesundheit, Ehe,
Eigentum, Recht und Freiheit ge-
schützt, gefestigt und gefördert
werden.

Aller begründeten Angst, allem
unbegründeten Angstgerede zum
Trotz: Es gilt auch heute, diese
Schöpfung zu bewahren und die
Zehn Gebote zu halten, mithin wie
Luther die Apfelbäumchen zu pflan-
zen und zu hegen, will sagen, zu-
versichtlich und fleißig in dieser
Welt zu arbeiten.

Brief von Bundesminister Geißler
an die Zivildienstleistenden

Das Gesetz zur Neuordnung des
Rechts der Kriegsdienstverweigerung
und des Zivildienstes hat innerhalb der
Evangelischen Kirche ein teilweise sehr
lebhaftes kritisches Echo gefunden. Von
der „Ständigen Konferenz der Haupt-
amtlichen" im Gemeindejugendwerk
des Bundes Evangelisch Freikirchlicher
Gemeinden (Baptisten und Brüderge-
meinden) wird kritisiert, durch das Ge-
setz werde die Wahrnehmung des
Grundrechts auf Wehrdienstverweige-
rung erschwert und zu einer „mit dem
Grundgesetz unvereinbaren lästigen
Alternative" gemacht. Die Bundesregie-
rung wird aufgefordert, die Gewissens-
prüfung grundsätzlich abzuschaffen und
den Zivildienst um höchstens vier Mo-
nate gegenüber dem Wehrdienst zu ver-
längern. Nicht unerwartet, aber auffal-
lend in ihrer Schärfe war die Stellung-
nahme von Pastor Ulrich Flnckh, des
Leiters der Zentralstelle für Recht und
Schutz der Kriegsdienstverweigerer. Er
stellte fest, durch das Gesetz werde die
Gewissensprüfung nicht abgeschafft.
Vielmehr werde die Regelung die Mög-
lichkeit bieten, „die Ergebnisse der
Gewissensprüfung durch Vorprüfung in
einer weisungsgebenden Behörde leich-
ter dem Jeweiligen Bedarf von Bundes-
wehr und Zivildienst anzupassen". Die
Neuregelung stelle eine „Bestrafung für
die Berufung auf die Menschenrechte
dar". Auch der Rat der EKD zeigte sich
unzufrieden mit der neuen Gesetzrege-
lung, die die Problematik der Gewis-
sensprüfung nicht gänzlich behebe und
dazu führe, „daß aus der Schlüsslgkeits-
prüfung ein schriftliches Verfahren
werde".

Sehr geehrter Zivildienstleistender,

am 16. Dezember 1982 hat der
Deutsche Bundestag das Gesetz
zur Neuordnung des Rechts der
Kriegsdienstverweigerung und des
Zivildienstes beschlossen. Das Ge-
setz ist Gegenstand eingehender
Diskussion. Damit diese Diskussion
nicht auf der Grundlage unzutref-
fender Annahmen über den Inhalt
der Neuregelung geführt wird, in-
formiere ich Sie darüber.

Ab 1. Januar 1984 entfällt für un-
gediente Wehrpflichtige die bishe-
rige Form der Gewissenprüfung.
Der Zivildienst wird von 16 auf 20
Monate verlängert. Der verlängerte
Zivildienst ist künftig die Probe auf
die Ernsthaftigkeit der Gewissens-
entscheidung.

Ober Anträge von ungedienten
Wehrpflichtigen, die vor der Einbe-
rufung zum Wehrdienst gestellt wer-
den, entscheidet künftig das Bun-
desamt für Zivildienst. Vorausset-
zung für die Anerkennung ist ein
Antrag, der folgendes umfaßt:

— eine persönliche, ausführliche
Begründung,

— einen ausführlichen Lebenslauf
und

— ein Führungszeugnis.

Den Inhalt der Neuregelung ver-
deutlichen die folgenden vier Bei-
spiele:

1. Ein Antragsteller legt dar, daß
ihm sein Gewissen jede Anwen-
dung von Waffen gegenüber Men-
schen verbietet und begründet dies
ausführlich aus seiner persönlichen
Einstellung. In diesem Fall ist der
Antragsteller allein aufgrund seines
vollständigen Antrages anzuerken-
nen. Es kommt hier weder zu einer
mündlichen Anhörung des Antrag-
stellers noch zu Erkundigungen bei
Dritten durch das Bundesamt. Das
Bundesamt hat nämlich von der
Wahrheit der Angaben des Antrag-
stellers auszugehen. Dies gilt nur
dann nicht, wenn sich aus seinen
eigenen Darlegungen ergibt, daß
sie nicht stimmen können (vgl. Bei-
spiel Nr. 4).

2. Antragsteller verweigern den
Kriegsdienst mit einer der folgen-
den Begründungen:

— „Ich will nicht in die Situation
kommen, bei einer bewaffneten
Auseinandersetzung auf Lands-
leute aus dem anderen Teil
Deutschlands zu schießen",

— „Die Streitkräfte verfügen heute
über so schreckliche Waffen, daß
ich an deren Einsatz nicht betei-
ligt sein möchte",

- „Ich lehne diesen Staat ab und
will ihn deshalb nicht verteidi-
gen",

— „Ich will einen sozialen Beruf er-
greifen, deshalb will ich auch —
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statt Wehrdienst zu leisten —
eine soziale Tätigkeit im Zivil-
dienst ausüben".

Hier hat der Antragsteller nach
seinen eigenen Angaben kein Recht
zur Kriegsdienstverweigerung, weil
nicht jede Anwendung von Waffen
gegenüber Menschen abgelehnt
wird. Das steht aufgrund der Recht-
sprechung des Bundesverfassungs-
gerichts fest. Deshalb muß das
Bundesamt den Antrag ablehnen.

3. Der Antragsteller reicht einen
unvollständigen Antrag ein und ver-
vollständigt ihn auch nicht inner-
halb einer Frist von vier Wochen,
nachdem ihn das Bundesamt dazu
aufgefordert hat. In diesem Fall
wird der Antrag vom Bundesamt
abgelehnt.

4. Ein 20jähriger Antragsteller
behauptet, er leite seit Jahren stän-
dig neben seinem Beruf ehrenamt-
lich die Altenbetreuung in einer
Großstadt. Das ist so unwahrschein-
lich, daß sich jedem vernünftigen
lebenserfahrenen Menschen Zwei-
fel aufdrängen müssen. In einem
solchen Fall gibt das Bundesamt
dem Antragsteller Gelegenheit zu
einer ergänzenden Äußerung und
zur Vorlage von Belegen. Erkundi-
gungen des Bundesamtes bei ande-
ren Personen oder Stellen sind vom
Gesetz ausdrücklich ausgeschlos-
sen. Wenn diese Zweifel an äuße-
ren Tatsachen vom Antragsteller
nicht behoben werden können,

dann liegt die Entscheidung bei
dem Ausschuß für Kriegsdienstver-
weigerung. Das gleiche gilt, wenn
die vorgelegten Unterlagen tatsäch-
liche Angaben enthalten, die mit
der behaupteten Gewissensent-
scheidung nicht vereinbar erschei-
nen (z. B. Zugehörigkeit zu einer
die Gewaltanwendung bejahenden
politschen Organisation; Dienst in
der Fremdenlegion; Vorstrafen we-
gen mehrfacher Gewalttätigkeit).

Der Ausschuß hat den Antrag-
steller ohne Anhörung und ohne
weitere Ermittlungen anzuerkennen,
wenn er der Auffassung ist, das
Bundesamt hätte die Anerkennung
aussprechen können. Anderenfalls
entscheidet er in dem für Soldaten
und gediente Wehrpflichtige weiter
bestehenden Prüfungsverfahren.

Nun noch einige Worte zum Zivil-
dienst:

Der Zivildienst wird in Zukunft
um ein Drittel länger dauern als der
Grundwehrdienst, also 20 Monate.
Dies ist die verfassungsrechtliche
Bedingung für die neue Regelung
der Anerkennung. Das ergibt sich
aus dem Urteil des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1978, wodurch
das damalige Gesetz für verfas-
sungswidrig erklärt worden ist. Die
längere Dauer ersetzt in erster
Linie die Wehrübungen, zu denen
die Wehrdienstleistenden auch
noch in späteren Jahren immer wie-
der herangezogen werden können,

sowie die Verfügungsbereitschaft.
Sie ist darüber hinaus ein Ausgleich
für die längere wöchentliche Dienst-
zeit und weitere sich aus dem mili-
tärischen Dienst ergebenden Be-
lastungen der Soldaten.

Der Zivildienst wird weiterhin
ganz überwiegend im sozialen Be-
reich in der bisherigen Form durch-
geführt. Dabei sollen jedoch einige
Tätigkeiten, die für den Zivildienst
weniger geeignet erscheinen und
das Bild des Zivildienstes in der
Öffentlichkeit bisher oft verfälscht
haben, stark eingeschränkt und
Vorkehrungen für eine möglichst
vollständige Besetzung der vorhan-
denen Zivildienstplätze getroffen
werden. Zusammen mit den Wohl-
fahrtsverbänden werden wir für
eine ausreichende Zahl von Zivil-
dienstplätzen sorgen. Das liegt
auch im Interesse der Zivildienst-
leistenden, weil so bestehende Vor-
urteile am besten beseitigt werden
können.

Bei dieser Gelegenheit möchte
ich Ihnen, wie ich es auch am
16. Dezember 1982 vor dem Deut-
schen Bundestag getan habe, für
Ihren in vielen Fällen schweren,
aufopfernden Dienst den Dank und
die Anerkennung der Bundesregie-
rung aussprechen.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Heiner Geißler

Aus unserer Arbeit

Der Württembergische
Oberkirchenrat zum Artikel
„Keine Krüppel auf die Kanzel"
(EV 12/82)

Bonn: In der Ausgabe 12/82 veröffent-
lichten wir einen Beitrag „Keine Krüp-
pel auf die Kanzel" von Hans R. Herbst.
In diesem Beitrag erhob der Autor Vor-
würfe gegen die württembergische Lan-
deskirche, indem er schrieb:

„Christel Burkhardt aus Sindelfingen
ist 28 Jahre alt und Tetraspastikerin.
Mit viel Mühe hat sie im zweiten Bil-
dungsweg Religionspädagogik studiert
und sieht ihre Lebensaufgabe darin,
als Katechetin im Schulunterricht zu
wirken. Doch während der Ausbildung
ging es Christel Burkhardt gesundheit-
lich nicht immer gut. Sie fehlte ein paar-

mal im schulischen Anerkennungsjahr.
Für den Oberkirchenrat von Württem-
berg resultierte daraus, daß Christel
Burkhardt für den Beruf der Katechetin
nicht geeignet sei. Gerne würde Christel
Burkhardt ihr gesundheitliches Manko
ausgleichen und das Anerkennungsjahr
wiederholen. Doch der Oberkirchenrat
beharrt auf seinem Nein. Sie soll nicht
Katechetin werden".

Mit Schreiben vom 31. Januar 1983
teilte uns der Evangelische Oberkir-
chenrat der württembergischen Landes-
kirche mit, daß diese Darstellung nicht
den Tatsachen entspreche. Wir infor-
mieren unsere Leser deshalb nachfol-
gend auch über die Sicht der Evangeli-
schen Landeskirche von Württemberg.

„Es ist dazu folgendes anzumerken:
Frau Christel Burkhardt hat Religions-

pädagogik studiert, jedoch den 1. Kirch-
lichen Ausbildungsabschluß nach den
von Kirche und Staat vereinbarten Krite-
rien nicht erreicht.

Ein für einen begrenzten Tätigkeits-
bereich vorgesehenes Anerkennungs-
jahr wurde bei Ihr auf den Zeltraum
von vier Schuljahren ausgedehnt (1. 8.
1978 bis 30. 6. 1982). Zu der Feststel-
lung, daß sie nur ein paarmal fehlte ist
anzumerken, daß sie In den Schuljahren
1978/79 135, 1979/80 128, 1980/81 78
und 1981/82 70 Tage fehlte. (Das Schul-
jahr hat durchschnittlich 240 Unterrichts-
tage.)

Daß Frau Burkhardt „für den Beruf
der Katechetin nicht geeignet sei", Ist
In der fehlenden Qualifikation begrün-
det und nicht durch die Behinderung."
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Zur Diskussion gestellt:
Thesen zur „Erklärung" des Moderamens des Reformierten Bundes
Pfarrer Dr. Th. Lorenzmeier

Am 20. Januar 1983 nahmen In der
Sendereihe „Kennzeichen D" des Zwei-
ten Deutschen Fernsehens Mitglieder
der Reformierten Kirche kritisch Stel-
lung zu der „Erklärung" des Modera-
mens des Reformierten Bundes. Der
Stellungnahme lagen Thesen zugrunde,
die unsere Leser einladen, sich an der
Diskussion zu beteiligen.

I. Zu den theologischen Aussagen
— eine theologische Antwort

1. Zum Glaubensbekenntnis

In der „Erklärung" maßen sich
die Verfasser an, ihre politische
Meinung als das Bekenntnis des
Glaubens auszugeben und also an-
dere politische Meinungen als Aus-
druck des Unglaubens zu diffamie-
ren.

Ich meine: Eine politische Mei-
nung als christliches Glaubensbe-
kenntnis auszugeben — dem ist um
des christlichen Glaubens willen
entschieden zu widerstehen.

2. Zum Auftrag der Kirche

Aufgabe der Kirche ist es, das
Evangelium Jesu Christi zu verkün-
digen. Als Botschaft des Heils will
es allen Menschen den Frieden
Gottes vermitteln, aber keine aktu-
elle und konkrete politische An-
weisung für die Durchführung von
Friedenspolitik geben.

Ich meine: Die Frage, wie Frie-
denspolitik am besten zu verwirk-

lichen sei, ist keine Frage der Theo-
logie oder des Glaubens, sondern
eine Frage der politischen Vernunft.

H. Zu den politischen Aussagen —
eine politische Antwort

1. Zur Frage einer einseitigen
Abrüstung

Ich meine: Eine einseitige Abrü-
stung, die eine militärische Unter-
legenheit zur Folge haben würde,
macht unseren Staat politisch er-
preßbar und gefährdet unsere
demokratische Freiheit. Sie dient
nicht dem Frieden, sondern sie ge-
fährdet ihn, da sie einen Krieg eher
ermöglichen kann, den der Gegner
kraft seiner waffentechnischen
Überlegenheit ziemlich risikolos
führen könnte.

2. Zur Frage der Atomwaffen

Ich meine: Es ist nicht damit ge-
tan, daß wir Atomwaffen ablehnen.
Das Problem ist, wie sie aus der
Welt geschafft werden können —
und zwar im Westen und im Osten.
Solange sie in der Welt vorhanden
sind, bleibt unsere Welt direkt ato-
mar gefährdet. Sie bleibt ohnehin
atomar gefährdet, da das Wissen
zur Herstellung von Atomwaffen
nicht aus der Welt geschafft werden
kann. Wir müssen es darum lernen,
mit der atomaren Gefahr zu leben,

ohne daß es zu einer Katastrophe
kommt.

Ein einseitiger Verzicht auf Atom-
waffen kann einen Krieg eher er-
möglichen, da er für den Gegner
ziemlich risikolos wäre.

3. Zum Staatsverständnis

In der „Erklärung" wird unser
Staat, da er das westliche Verteidi-
gungsbündnis mit seiner atomaren
Bewaffnung bejaht, als eine „wider-
göttliche Gewalt" bezeichnet.

Ich meine: Faktisch ist das eine
Ablehnung unseres Staates, seiner
demokratischen, sozialen, freiheit-
lichen und rechtsstaatlichen Verfas-
sung und der daraus sich ergeben-
den Staatsform und Staatsgewalt.

4. Zur Aufgabe von uns Christen
als Bürger unseres Staates

Ich meine: Unsere Aufgabe als
Bürger unseres Staates ist es, dafür
zu sorgen, daß die Verfassung un-
seres Staates in Geltung bleibt und
in einer ihr entsprechenden Innen-
und Außenpolitik wahrgenommen
wird.

Unsere Aufgabe ist es, die Poli-
tiker unseres Staates in ihrem Be-
mühen zu stärken, eine verantwort-
liche Friedenspolitik zu betreiben,
die bestrebt ist, eine Abrüstung
bzw. Begrenzung der Rüstung im
Westen und im Osten zu erreichen
und zugleich Frieden und Freiheit
zu wahren.

Martin Luther
Gerhard Rödding

Die Geschichtsschreiber haben
gefunden, daß mit Martin Luther
eine Epoche der europäischen Ge-
schichte abgeschlossen worden sei
und eine neue begonnen habe. Das
Mittelalter sei zu Ende gegangen
und ihren Anfang genommen habe

die Spanne, die wir heute die Neu-
zeit nennen.

Wenn man es um der deutliche-
ren Übersicht willen, und weil's die
Kinder besser behalten, für richtig
hält, die Geschichte in solche Ab-
schnitte einzuteilen, dann ist an

'

dieser These durchaus Wahres zu
finden. Luther war es schließlich,
der den Staat in Glaubenssachen
für unzuständig erklärte und die
Obrigkeit aus der geistlichen Ge-
walt löste. Und wenn auch die neue
Kirche, die ungewollt unter seinen
Händen entstand, mehr als irgend-
wann in der Geschichte unter die
Herrschaft der Fürsten und Könige
geriet, so war dieser Schritt doch
der erste in Richtung auf den säku-
laren Staat, wie wir ihn heute ken-
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nen. Und wenn jeder Gläubige von
ihm aufgefordert wurde, die Heilige
Schrift selbständig zu studieren und
seinen Glauben nicht an überlie-
ferte Autoritäten zu binden, dann
zeigt der Wegweiser auf eine freie
Wissenschaft, die Grundlage unse-
rer heutigen Industriegesellschaft.
Und dann machte er die öffent-
lichen Institutionen für Schule und
Bildung verantwortlich, eine not-
wendige Folge jener unseligen Tat,
Klöster und deren Schulen aufzu-
heben und eine große Lücke ent-
stehen zu lassen. Aber der ehema-
lige Klosterbruder hatte kein unbe-
fangenes Urteil über die Mönche
und deren Verdienste für Bildung
und Wissenschaft. Zu sehr hatte er
sich gequält mit Regeln und Riten,
so daß er die geschichtliche Bedeu-
tung der frommen Kongregationen
nicht sehen konnte. Nun sollten's
Fürsten und Ratsherren besser ma-
chen. Das schien ein Schritt nach
vorn zu sein.

Ob sie's nun wirklich besser ge-
macht haben, mag heute mancher
bezweifeln. Es gibt sogar einige,
die gehen noch viel weiter und hal-
ten die ganze Neuzeit für eine ein-
zige Verfehlung; denn — so sagen
sie — Technik und Wissenschaft
seien Begriffe, die Welt zu zerstö-
ren, und Industrialismus und Fort-
schritt beruhten auf jenen falschen
geistigen Grundlagen, die damals
gelegt worden seien. Und schon
hört man den einen oder anderen,
der Luther als den vermeintlichen
Schöpfer der Neuzeit auch für
deren Probleme am Ende verant-
wortlicht macht.

Ist das so richtig gedacht? Ge-
wiß, wir werden Martin Luther nicht
preisen als den fortschrittlichen
deutschen Helden, wie man es in
den Reformationsgedächtnisfeiern
des 19. Jahrhunderts tat. Auch bei
ihm finden sich Licht und Schatten
zugleich. Und Fehler hat er mehr
als andere gemacht, weil er über-

haupt mehr als andere tat. Seine
Schwächen sind leicht zu finden
und aufzuzählen. Am Ende seines
Lebens, als ein resignativer Zug in
sein Denken kam, hat er selbst
manchen Fehler zugestanden und
sogar Zweifel gehabt, ob er über-
haupt den richtigen Weg gegangen
sei.

Vor allem war er ein Kind seiner
Zeit. Vieles, was er tat, lag ohnehin
in der Luft. Aber es heftete sich an
seine starke Persönlichkeit und be-
kam dadurch Dynamik und Kraft.
Das gilt für alles, was von Kirche
und Obrigkeit, Schule und Wissen-
schaft, Religion und Autorität zu sa-
gen ist. Aber die Neuzeit wäre auch
ohne ihn gekommen; denn Huma-
nismus und Renaissance hatten die
Grundlagen längst gelegt.

Aber warum blickten in Deutsch-
land zwischen 1517 und 1546 alle
auf ihn? Was war das Besondere,
das wirklich Neue? - Das hatte er
freilich bereits entdeckt, als er noch
ein unbekannter Augustinermönch
war und seine Arbeit hinter Kloster-
mauern tat, und er hatte es in der
Frische seines klösterlich geschul-
ten Geistes zu formulieren ver-
mocht, so daß man's in Deutsch-
land bald hören konnte. Wir kennen
die damaligen Worte: Nicht Bemü-
hen und Anstrengung stimmten
Gott gnädig, sondern Gott sei die
Gnade selbst, und er rechtfertige
den Menschen auch ohne dessen
Verdienst.

Da könne nun einer mit geistli-
chen Übungen und frommen Wer-
ken kommen, wie er wolle, der
gröbste Sünder stehe Gott genauso
nahe; denn Gottes Zuwendung
gelte allen in gleicher Weise. Dar-
um sei die quälende Frage, ob man
für Gott genug getan habe, null und
nichtig. Es gehe nur darum, Gottes
Gnade im festen Vertrauen anzu-
nehmen und seine Zuversicht auf
diesen Glauben zu setzen.

Das war's, was Luther wiederge-
funden hatte in der Bibel und auch
beim Heiligen Augustin, in dessen
Orden er schließlich eingetreten
war und wo er alles im Inneren be-
wegt und meditiert hatte, bis er es
in öffentlichen Thesen und Schrif-
ten bekannt machte.

Wir wissen, welch eine Woge gei-
stiger Bewegung damals durch
Deutschland ging und daß viele
eine Antwort suchten auf die Fra-
gen der Zeit. In deren Turbulenzen
fanden die einen durch Luthers
Entdeckung Trost und Glaubens-
zuversicht, die anderen in der ent-
standenen Verwirrung Vorteil und
Geschäft. Die einen fühlten sich be-
freit von innerem Druck und gingen
mit Mut an die Gestaltung einer
neuen Zukunft, die anderen steck-
ten sich das Kirchengut in die Ta-
sche und dachten an die Vermeh-
rung ihrer Macht. So zwiespältig
ist in der Geschichte ein und das-
selbe.

Das alles sehen wir nach fünf-
hundert Jahren. Aber sagt uns Mar-
tin Luther heute noch etwas? Gibt
er uns auch in unserer Zeit eine
Antwort? Doch — denn sonst könn-
ten wir auf sein Gedächtnis verzich-
ten. Nur die alten Worte müssen
heute umgeformt werden: Daß wir
den Sinn unseres Lebens niemals
finden in hektischem Tun und rast-
losem Scharfen, daß des Menschen
Werk durch Gottes Gnade begrenzt
ist und daß wir, wenn es um das
letzte Urteil über uns geht, nicht
die Folgen unseres Tuns — auch
nicht die negativen der Neuzeit -
zu fürchten haben, sondern daß der
Weg der Geschichte in Gottes
Gnade endet, das ist auch heute
eine tragfähige Antwort. Da mag
nun die Neuzeit zu Ende gehen, an
deren Entstehen Martin Luther so
großen Anteil hatte. Es bleibt sein
Hinweis auf Gottes freie Gnade, die
über den Zeiten steht.
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